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Universität bochum u. Klinikum essen 

Sergio Leone: Sein Gesetzbuch war der Colt 

MORD 

Erschießung des 

Schotten Ian MacLeod 

»Ich hatte den Eindruck, daß der 
Mann auf mich los wollte." 

„Daß der Mann unbekleidet war, 
das ist mir gar nicht bewußt gewor- 
den." 

„Es müsse davon ausgegangen 
Werden, daß er (der Polizist) sich 
irrtümlich angegriffen gefühlt und 
aus Schrecken und Überraschung 
geschossen habe." 

„Wo gehobelt wird, da fallen 
Späne." 

Die Zitate aus der bürgerlichen 
Presse beziehen sich auf folgenden 
Vorgang: 

Samstag den 25. 6. gegen 6.30 Uhr 
dringen 10 bis 20 Beamte der poli- 
tischen Polizei Stuttgart im Zuge 
der Fahndung nach Baader-Mein- 
hof-Sympatisanten in die Woh- 
nung des Schotten Ian Macleod ein. 
Sie brauchen nicht zu klingeln, sie 
haben selbst einen Schlüssel. Von 
dem Lärm wird Macleod geweckt, 

Er öffnet die Tür seines Schlaf- 
zimmers, die auf die Diele führt. 
Als er die zivil gekleideten Polizi- 
sten sieht, versucht er vor Schreck, 
die Tür wieder zu schließen. Mac- 
leod ist unbekleidet — er kann 
keine Waffe bei sich tragen. 

Trotzdem fühlt sich ein Polizist 
angegriffen und schießt durch die 
sich schließende Tür. Einer der bei- 
den Schüsse trifft Macleod tödlich. 

Was die bürgerliche Presse nie 
für mitteilenswert hielt ist folgen- 
des: , 

Macleod hat in der angeblichen 
Baadcr-Meinhof-Wohnung bis Ja- 
nuar gewohnt. Dann kündigte er 
Und zog in die Wohnung, in der er 
jetzt erschossen wurde. Die andere 
Wohnung stand über einen Monat 
leer und wurde dann über einen 
Makler neu vermietet. Es gibt also 
keinen Grund für eine Verhaftung 
oder Hausdurchsuchung. In der jet- 
zigen Wohnung Macleods wurde 
keinerlei belastendes Material ge- 
funden. 

Die bürgerliche Presse versucht 
mit allen Mitteln diesen Mord zu 
rechtfertigen durch Begründungen 
wie „psychische Belastung der Be- 
amten durch die Baader-Meinhof- 
Fahndung" und dergl. 

Im Zuge dieser Darstellungswei- 
se wird dem Leser suggeriert, daß 
Politische Unterdrückung, selbst 
Wenn sie in einen Mord ausartet, 
gerechtfertigt ist. Zweck der bür- 
gerlichen Berichterstattung ist es, 
keine Gelegenheit zur objektiven 
Information über die Zusammen- 
hänge der Verfolgung zu liefern. 

Die rücksichtslose Ausnutzung 
des Medienmonopols ist so weit ge- 
langt, daß sie die öffentliche Mei- 
nung nach ihren Zwecken ausrich- 
ten kann, d. h. daß auch Mord als 
Mittel der politischen Verfolgung 
in den Massen keinen Widerspruch 
hervorruft. 

AUSLESE-PROGRAMMEI 
STUDIO: 15.30 — 18.00 — 20.30 Uhr 

6. 7.: Schamoni's 
Deine Zärtlichkelten 

13. 7. Konlerenz der Tiere (Zeichentrick) 
CAPITOL: 15.15 — 17.45 — 20.15 Uhr 

6. 7.: Sinatra: Der Schnüffler 
13. 7 Burt Kennedy: Die Höllenhunde 

Kampf der Zerschlagung der Verfaßten y 

Studentenschaft mit ihren Rechten! 

Konkrete Kampfmaßnahmen beschlossen! 

Nachdem jetzt klar ist, wie nach Vorstellung von Wissenschaftsminister Rau die Verfaßte Studentenschaft (im 

Falle der Gesamthochschule Essen) auszusehen hat, nämlich eine juristische Konstruktion ohne politisches 

Mandat und ohne Beitragserhebungsrecht, erweisen sich studentische Aktionen als um so notwendiger! Auf 

der studentischen Vollversammlung vom 22. Juni 72 (ca. 1000 Teilnehmer) wurde mit überwältigender Mehr- 

heit folgende Resolution verabschiedet: 

RESOLUTION 

Das Moralverständnis der Bürger 
hat eine Verschiebung erfahren da- 
hingehend, daß politisch Linke mit 
anderen Maßstäben gemessen wer- 
den — mit Maßstäben, die der Aus- 
nutzung des Gewaltmonopols der 
Herrschenden keine Schranken set- 
<iGn, ... 

Die Presse scheut sich nicht 
mehr davor, detaillierte Berichte 
über die Ausbildung von Scharf- 
schützen bei der Polizei zu liefern, 
die eindeutig darauf hinweisen, daß 
die Verfolgung von „Staatsfeinden" 
Formen annehmen wird, bei denen 
ein Mord keine Seltenheit ist. 

Die Ausbildung ist so ausgerich- 
tet, daß die Beamten sich bei Ein- 
sätzen gegen politische Linke in 
einer ständigen Notwehrsituation 
befinden und auch zur Waffe grei- 
fen, wenn objektiv kein Anlaß da- 
zu vorliegt. Ein Zitat aus der WAZ 
vom 28. 6. über den Polizisten, der 
Ian Macleod erschoß, beschreibt 
diese Situation so: 

„Er habe das Gefühl gehabt und 
den Zwang verspürt, eine entschei- 
dende Handlung vornehmen zu 
müssen und habe sich gedacht: 
Jetzt bist du weg." 

Die Tendenz ist klar: in allen ge- 
sellschaftlichen Bereichen, in de- 
nen Auseinandersetzungen die 
„parlamentarische Demokratie" zu 
gefährden drohen, weil sie sich zu 
Klassenauseinandersetzungen aus- 
weiten könnten, wird die Abwehr 
und Unterdrückung jeder Opposi- 
tion organisiert. 

Die Propaganda der bürgerlichen 
Presse täuscht dabei gezielt über 
den Charakter der Maßnahmen hin- 
weg, isoliert sie voneinander und 
motiviert sie mit den verschieden- 
sten Vorwänden. 

Es besteht kein Zweifel, daß die 
Bourgeoisie für den Klassenkampf 
aufrüstet, zu nichts anderem dient 
das „Programm für die innere Si- 
cherheit der Bundesrepublik", in 
dem eine Verstärkung der Polizei 
um 15 000 Mann, eine bessere Aus- 
rüstung und die Ausdehnung der 
Telefonüberwachung vorgesehen 
ist. 

KOTE HILFE BOCHUM 

Die studentische Vollversamm- 
lung vom 22. 6. 72 stellt fest: 

■ am 16. 6. 72 werden in der 
Bergstraße in Bochum 12 in der 
Lehrlingsarbeit tätige Genossen 
verhaftet und bis auf wenige „er- 
kennungsdienstlich" behandelt; 

■ am 21. 6. 72 werden 4 Mitglie- 
der der Projektgruppe Breloh- 
straße festgesetzt und gleichfalls 
erkennungsdienstlich behandelt; 

H in Bonn stehen zur Beschluß- 
fassung erweiterte Notstandsge- 
setze, die „Gesetze zur inneren 
Sicherheit", die eine Knebelung 
aller fortschrittlichen Kräfte er- 
möglichen; 

3 ein Betriebsverfassungsgesetz 
verbietet die politische Betäti- 
gung im Betrieb. 

Die studentische Vollversamm- 
lung stellt weiterhin fest: 

H in Bonn werden zwei Studenten 
wegen politischer Aktivität von der 
Hochschule relegiert; 

H in Regensburg wird bei einem 
studentischen Streik erstmals der 
BAFöG-Paragraph 20 II ange- 
wandt; NRW-WiMi Rau droht den 
streikenden Fachhochschulstu- 
denten Ende Mai den Entzug der 
Ausbildungsförderung an; 

3 am 24. 5. 72 erklärt WiMi Rau, 
daß er die Verfaßte Studenten- 
schaft mit ihren Rechten für über- 
flüssig hält und sie in den neuen 
Uni-Satzungen, die er laut Ge- 
samthochschulerrichtungsgesetz 

erlassen kann, nicht mehr vorse- 
hen will. 
Die studentische Vollversamm- 
lung stellt zusammenfassend fest: 

Wie in anderen gesellschaftli- 
chen Bereichen bereits geschehen 
und ständig praktiziert, sollen 
auch im Hochschulbereich fort- 
schrittliche und politisch aktive 
Kräfte diszipliniert werden. Mittel 
dazu ist die Verkrüppelung der 
Verfaßten Studentenschaft zu 
einem bloßen Mitwirkungsorgan 
der Universität durch den Entzug 
des Beitragserhebungsrechts und 
die Aberkennung des politischen 
Mandats. 

Die studentische Vollversamm- 
lung beauftragt den ASTA: 

H für den Anfang des Winterse- 
mesters 72/73 eine Urabstim- 
mung über die Verfaßte Studen- 
tenschaft mit ihren Rechten zu or- 
ganisieren; 

B gleichfalls für Anfang des Win- 
tersemesters 72/73 einen Streik 
vorzubereiten — wenn möglich, 
mit anderen NRW-ASten zusam- 
men. 

Der Erschossene 

Durch die Tür hindurch erschossen 

Fahrt zur Demonstration 

gegen die 

amerikanischen Verbrechen 

in Indochina - 

für den Sieg des kämpfenden 

vietnamesischen Volkes. 

Freitag, 8. Juli, Bonn. 

Busse bzw. Pkw am AStA 

näheres auf Flugblättern. 

Die studentische Vollversamm- 
lung beauftragt die in den Sat- 
zungskonvent gewählten Studen- 
ten, nur unter folgenden Essen- 
tials dort mitzuarbeiten: 
(1) Erhaltung der Verfaßten Stu- 
dentenschaft mit allen ihren Rech- 
ten (Beitragserhebungsrecht, poli- 
tisches Mandat), 
(2) Viertelparität im Konvent 
(3) Nichtanwendung des Quorums 
4) das Ordnungsrecht geht nicht 
über das geltende Strafrecht hin- 
aus. Die studentische Vollver- 
sammlung hält es für notwendig, 
fl die in den Satzungskonvent ge- 
wählten Hochschullehrer in den 
Lehrveranstaltungen zu den 4 Es- 
sentials zu befragen. 

WEG MIT DER SCHWEIGE- 
PFLICHT! 

WEG MIT DEM ORDNUNGS- 
RECHT! 

WEG MIT DEM QUORUM! 

VIERTELPARITÄT IM KON- 
VENT! 

FÜR DIE ERHALTUNG DER 
VERFASSTEN STUDENTEN- 
SCHAFT MIT ALLEN IHREN 
RECHTEN! 

SOLIDARITÄT MIT DEN GE- 
NOSSEN AUS DER BERGSTRAS- 

SE UND VON DER PROJEKT- 
GRUPPE BRELOHSTRASSE! 

WEG MIT DEN NEUEN NOT- 
STANDSGESETZEN! 

KAMPF DER POLITISCHEN 
UNTERDRÜCKUNG IN AUSBIL- 
DUNG UND BERUF! 

Dazu verschickte der AStA folgen- 
den Brief an die Hochschullehrer 
im Satzungskonvent: 
Betr.: Essentiale studentischer 
Mitarbeit im Satzungskonvent 

Sehr geehrte Herren! 
Die studentische Vollversamm- 
lung vom 22. 6. 72 hat die anlie- 
gende Resolution verabschiedet. 
Dabei wurde in der Diskussion 
klargestellt, daß im Falle, daß die 
Essentials nicht Eingang in die 
neue Hochschulsatzung finden, 
eine Satzungskonventssprengung 
erfolgt. 

Diese Resolution wurde von 
allen studentischen politischen 
Hochschulgruppen, die im Sat- 
zungskonvent vertreten sind, also 
SHB/SF, SAG, MSB/Spartakus 
und BSU/SLH, unterstützt. 

Der AStA bittet Sie um Stellung- 
nahme zu den Essentials. 

Mit freundlichen Grüßen 
(Reinhard Greeven) 

Ausbeutung mit 

Sonnenhut und Kamera 

In der Diskussion über die Ausbeutung der unterentwickelt ge- 
haltenen Länder durch die Metropolen ist bisher ein Wirt- 
schaftszweig, der Tourismus, zu wenig beachtet worden, ob- 
wohl er eine immer stärkere Bedeutung gewinnt. Im Zusammen- 
hang mit dem Int. Arbeitskreis (s. BSZ Nr. 95) hat sich daher 
eine Projektgruppe „Tourismus und Dritte Weit" konstituiert, 
die sich mit den Auswirkungen des Tourismus auf die Armen 
Länder beschäftigt. 
Allein 1971 gaben Bundesbürger 
rund 14 Mrd. DM für Urlaubs- und 
Erholungsreisen aus, 8 Mrd. DM 
davon im Ausland. Fast 1 Million 
reisten dabei in Entwicklungslän- 
der. Jedes Jahr werden es mehr. 

Auf diesem Faktum baut eine in 
bürgerlichen Kreisen weitverbrei- 
tete Ideologie auf, die besagt, der 
Tourismus sei für die betroffenen 
Länder eine „Hilfe" und sogar „ent- 
wicklungsförderne" Devisenquelle. 

Der ökonomische Effekt des 
Fremdenverkehrs scheint nach 
herrschender Ansicht offenkundig 
zu sein: 

„Mit weniger Kapitaleinsatz als 
in anderen Branchen können neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden, 
die kein spezialisiertes Personal er- 
fordern und hohe Nettodevisener- 
träge erwirtschaften." 

Zudem, so wird argumentiert, 
förderte der Fremdenverkehr die 
jeweilige Infrastruktur durch die 
Anlage von Verkehrseinrichtungen, 
Ausbildungsstätten, die Ankurbe- 
lung der lokalen Kleinindustrie etc. 

Die Gastländer dürfen sich somit 
die Devisenerträge verdienen, die 
sie auf der anderen Seite aufgrund 
der diskriminierenden Handelssitu- 
ation im int. Warenverkehr verlie- 
ren und so dringend benötigen. Daß 
bei den „Erfolgen" des Tourismus 
die Gewinne weitgehend in den 
Taschen der westl. Unternehmen 
(Transport, Hotelkonzerne, Reiseor- 
ganisationen) bleiben, liegt auf der 
Hand. 

Im int. Tourismus lassen sich fan- 
tastische Gewinne machen. Das 
zeigt sich auch daran, daß in den 
letzten Jahren in der BRD das or- 
ganisierte Großkapital die Reise- 
branche an sich gerissen hat. (Die 
Kaufhauskonzerne Neckermann, 
Kaufhof, Quelle: NUR, ITS, Trans- 
europa; die Deutsche Bank über die 
Hapag-Lloyd im Hintergrund des 
größten Reisekonzerns TUI, der 
Touropa Scharnow, Hummel, Dr. 
Tigges, airtours etc. umfaßt). 

Daß zudem diese Branche nicht 
so sehr mit dem Makel der Ausbeu- 
tung behaftet ist, hat dazu geführt, 
daß die mit „Entwicklungshilfe" be- 
faßten Institutionen kräftig Touris- 
mus-Projekte mitfördern. Dement- 
sprechend haben die Weltbank, die 
OECD und auch das Eppler-Mini- 
sterium Abteilungen für Touris- 
mus-Förderung eingerichtet. (BRD 
1969: 230 Mio DM) 

Es ist jedoch die Frage zu stellen, 
ob den kurzfristigen Erfolgen nicht 
langfristige Nachteile für die be- 
troffenen Länder gegenüberstehen. 
Schon heute ist eine ganze Anzahl 

von Ländern z. B. (Spanien, Tune- 
sien, Kenya etc.) in hohem Maß von 
diesen Einnahmen abhängig. 

Jede Krise in den Metropolen 
kann sich damit in diesen Ländern 
potenzieren. Dazu kommt, daß die 
gepriesenen Infrastrukturmaß- 
nahmen meist nur punktuell auf 
die Luxus-Oasen der Touristen 
ausgerichtet sind und oft eben nicht 
mit den entwicklungspolitischen 
Maßnahmen in den Ländern koor- 
diniert werden können. Der Dienst- 
leistungssektor wird aufgebläht; 
außerdem müssen noch Luxusgüter 
eingeführt werden etc. etc. 

Weitere kritische Aspekte erge- 
ben sich, wenn man die Auswirkun- 
gen des modernen Massentouris- 
mus auf die Erwartungsstruktur 
und das pol. Meinungsbild der Ein- 
heimischen und der Touristen selbst 
betrachtet: 
— Der Tourist erwartet Erholung, 

Sonne und exotischen Hinter- 
grund (Stichwort: „malerische 
Armut"!), wie er sie nach der 
hemmungslosen Illusionsmache 
der Katalog^ zu konsumieren 
hat; sein Informationsstand 
über das besuchte Land und sei- 
ne Probleme ist minimal; man- 
gelnde Kontaktfähigkeit und 
-möglichkeit in den Luxus- 
Oasen führen zur Verfestigung 
vorgefertigter Urteile (z. B. Ne- 
ger sind faul etc., „die brauch- 
ten mal den Adolf..etc.) 

— dem Einheimischen wird eine 
oberflächlich-konsumorientierte 
Lebensweise als erstrebenswert 
vorgegaukelt (er hält den Gast 
und dessen Konsummöglichkei- 
ten für repräsentativ), die er ob- 
jektiv nicht erreichen kann. 

Bei der Rückkehr wird den „Er- 
fahrungen" des Touristen in seiner 
sozialen Umgebung besondere Be- 
achtung geschenkt. Er wird somit 
zu einem wichtigen Multiplikator 
von Vorurteilen. 

Hier einer der Ansätze für die 
praktische Arbeit der Projektgrup- 
pe. Ihr geht es darum: 

1. die Gründe für und die Aus- 
wirkungen des Massentourismus zu 
analysieren, Materialien und pa- 
pers darüber zu erstellen. 

2. politische Alternativ-Informa- 
tionen darüber und über die betr. 
Länder und deren Stellung zur 
BRD (ökon. Beziehungen) zusam- 
menzustellen und an bestimmte 
Zielgruppen zu verteilen. (Studen- 
tenreisegruppen, Reiseleiter als 
Multiplikatoren etc.) 

Für Interessenten: jeden Diens- 
tag 18 Uhr GB 04/145; sonst Tele- 
fon 70 24 90. 
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Linke Diskussion 

Produktivkraft Wissenschaft! 

Fortsetzung aus Bochumer Studenten Zeitung Nummer 97 

Dieses Auseinandergerissenwerden liegt natürlich nicht in dem Charakter der Wissenschaft 
selbst begründet, sondern in den Bedingungen, unter denen Wissenschaft in den gesellschaft- 
lichen Produktionsprozeß im Kapitalismus integriert wird. Denn ist Wissenschaft potentiell als 
Erweiterung von Erkenntnissen zur rationalen Regelung des Stoffwechsels mit der Natur auch 
Methode zur Erweiterung der freien Zeit zur schöpferischen Entfaltung menschlicher Individuali- 
tät und gesellschaftlicher Kollektivität, so ist Wissenschaft zugleich auch den Bedingungen des 
kapitalistischen Produktionsprozesses unterworfen. Und diese Bedingungen können nicht nur, 
sondern stehen notwendigerweise in Konflikt mit den in der Steigerung gesellschaftlicher Pro- 
duktivkraft überhaupt angelegten Potenzen. Wissenschaft kann demnach zwar der Entwicklung 
dienlich sein, gleichzeitig aber dem Fortschritt im Wege stehen; durch ihre Anwendung können 
u. U. die volkswirtschaftlichen Wachstumsraten gesteigert werden, gleichzeitig aber der gesell- 
schaftliche Reichtum im Sinne der Potenzen zur Befriedigung gesellschaftlicher Bedürfnisse ver- 
mindert werden. 

Die Wissenschaft wird dann an- 
gewendet, wenn sie zur Steigerung 
des Profits zumindest zeitweise 
dienlich ist und nicht, wenn sie den 
gesellschaftlichen Reichtum zu stei- 
gern vermag. 

An einem Beispiel: Wissenschaft 
ist zwar in der Autoproduktion in- 
korporiert aber kaum angewendet 
zur Behebung der Umweltsschäden 
durch die immer produktiver pro- 
duzierten Autos. Als bloßes wis- 
senschaftliches Resultat wird dieser 
ihr widersprüchlicher Charakter 
noch nicht sichtbar. Der Wissen- 
schaftler kann noch von den Mög- 
lichkeiten träumen, die seine Er- 
findung der Menschheit eröffnet. 
Welche Chance bietet beispielswei- 
se die Atomkraft, welch ein Fort- 
schritt durch die erste Kernspal- 
tung! 

Aber erst in den Produktionspro- 
zeß des Einzelkapitals oder der ka- 
pitalistischen Gesellschaft insge- 
samt integriert, kehrt sich der Dop- 
pelcharakter der wissenschaftlichen 
Resultate heraus: Sie wird zum 
Herrschaftsinstrument verkehrt. 
Die „Produktivkraft" wird in eine 
„Destruktivkraft" verkehrt und ih- 
re Möglichkeiten zur Vergrößerung 
disponibler Zeit werden z. B. um- 
gedreht zu Methoden der Verschär- 
fung des Arbeitstempos und der 
nervösen Belastung („wissenschaft- 
liche Betriebsführung"). 

Wissenschaft an sich ist also we- 
der Produktivkraft noch Destruk- 
tivkraft; sie wird beides erst im 
Prozeß der Integration in kapita- 
listische Produktionsverhältnisse, 
wobei in zunehmendem Maße die- 
ser Integrationsprozeß nicht erst 

• bei den vorliegenden Ergebnissen 
' wissenschaftlicher Arbeit einsetzt, 
sondern im Produktionsprozeß wis- 
senschaftlicher Ergebnisse selbst. 
Hier zeigt sich sozusagen die Spitze 
des Eisbergs der Problematik der 
Indienstnahme der Wissenschaft 
durch das Kapital und ihrer Inte- 
grierung in den widersprüchlichen 
Zusammenhang kapitalistischer 
Produktion. 

Wir wollen uns daher nun der 
Frage zuwenden, wie dieser Wi- 
derspruch in seinen verschiedenen 
Ausprägungen erscheint. Das Re- 
sultat wissenschaftlicher Arbeit ist 
genau wie die wissenschaftliche Ar- 
beit selbst ein „geistiges". Es ist 
nun ein „immatrielles Produkt". 
Als immatrielles Produkt ist es im 
Gegensatz zu allen anderen mate- 
riellen Produkten nicht an einen 
materiellen Träger gebunden und 
insofern auch nicht mit der Be- 
grenztheit der Verbreitung des ma- 
teriellen Trägers in seiner Verbrei- 
tung begrenzt. Wissenschaftliche 
Resultate sind „Rezepte", die, 
wenn sie erst einmal bekannt sind, 
überall angewendet werden kön- 
nen, vorausgesetzt die Produktiv- 
kräfte sind entsprechend entwik- 
kelt. Die Resultate wissenschaftli- 
cher Arbeit „haben dauernde Wir- 
kung: Die Forschungsresultate wer- 
den angewendet, jedoch niemals 
konsumiert. 

Diese Unterscheidung ist bei wei- 
tem keine Haarspalterei, denn sie 
führt zu der wesentlichen Schluß- 
folgerung, daß die Verdoppelung 
eines beliebigen Industriezweiges 
dip Verdoppelung der Produktion 
ergibt, während die rein quantita- 
tive Verdoppelung der Entwick- 
lungstätigkeit zwecklos wäre ..." 
(Jänossy, 123). Zusätzlich läßt sich 
aber aus diesem Charakter des Re- 
sultats wissenschaftlicher Arbeit 
schließen, daß ihre Verwertung als 
Ware auf dem Markt erschwert 
oder gar verunmöglicht wird. Die 
in einer Ware verkörperte Techno- 
logie wird mit dem Konsum dieser 
Ware zugleich konsumiert. Die die- 
ser Technologie zugrundeliegenden 
wissenschaftlichen Resultate jedoch 
werden mit diesem Konsumtions- 
prozeß sicherlich nicht konsumiert 
sondern können in weiteren Pro- 
duktionsprozessen immer wieder 
erneut verwendet werden. Mit dem 
Konsum einer Tüte Milch konsu- 
miere ich nicht nur die Milch, son- 
dern die Technologie der Herstel- 
lung von Plastiktüten sowie der 
Verpackung. 

Die Technologien aber werden in 
einem solchen Konsumtionsakt 
nicht verbraucht, sondern können 
immer wieder angewendet werden; 
sie existieren nicht nur inkorpor- 
tiert in der Milchtüte, sondern auch 
ganz unabhängig davon. Waren 
können auf dem Markt nur dann 
verkauft werden, wenn der Kapi- 
talist über sie einen „Ausschließ- 
lichkeitsanspruch" erheben kann. 
Wissenschaftliche Ergebnisse aber 
sind ihrer Natur nach niemals aus- 
schließlich, können also auch nicht 
unmittelbar zur Ware dadurch 

werden, daß sie bloß auf den 
Markt geführt werden. Sie müssen 
vorher einen Verwandlungsprozeß 
durchmachen: sie müssen der 
ausschließlichen Verfügung eines 
Eigentümers unterworfen werden, 
sie müssen also monopolisiert wer- 
den. Dies ist die Funktion des Pa- 
tentunwesens, das erst dazu befä- 
higt, wissenschaftliche Resultate 
verkaufen zu können und damit 
den Produktionsprozeß wissen- 
schaftlicher Ergebnisse unter Um- 
ständen rentabel zu machen. 

Daraus folgt, daß nun selbst in 
einem Bereich, der sich von Natur 
aus der Monopolisierung wider- 
setzt, bedingt durch die Monopoli- 
sierung Doppelarbeit, die dem ge- 
sellschaftlichen Reichtum nichts 
hinzufügt, zur Regel wird. 

Es zeigt sich hier der im Kapita- 
lismus allgemeine Widerspruch, daß 
wissenschaftliche Ergebnisse nur 
produziert werden, wenn ihre An- 
wendung bedingt durch die Mono- 
polisierung sprich Patentierung 
nicht von vorneherein generalisiert 
wird. Und sie werden dann nicht 
produziert, wenn sie als wissen- 
schaftliche Resultate nicht monopo- 
lisiert werden können. Das „Rezept" 
muß also in seiner Anwendung be- 
grenzt werden, um produziert zu 
werden; und es wird nicht produ- 
ziert, wenn seine Anwendung un- 
begrenzt erfolgen könnte. Die 
Schlußfolgerung daraus: Die Pro- 
duktion von wissenschaftlichen 
Resultaten ist in größerem Umfang 
privatkapitalistisch unmöglich. So 
wird heutzutage auch die große 
Masse wissenschaftlicher Tätigkeit 
staatlich finanziert. 

Dieser Charakter wissenschaftli- 
cher Arbeitsresultate hat Konse- 
quenzen. Da wissenschaftliche Ar- 
beit nicht von vorneherein waren- 
produzierende Tätigkeit sein kann, 
also auch nicht „von Natur aus" der 
kapitalistischen Form des Pruduk- 
tionsprozesses unterworfen werden 
kann, impliziert gerade wissen- 
schaftliche Tätigkeit heute, insbe- 
sondere wenn sie an Universitäten 
erfolgt, Freiräume, die innerhalb 
der kapitalistischen Gesellschaft 
außergewöhnlich sind. Der wissen- 
schaftliche Arbeiter ist im Ver- 
gleich zu übrigen Lohnarbeitern 
privilegiert. 

Allerdings werden diese Freiräu- 
me in zunehmendem Maße einge- 
engt im Zuge der technokratischen 
Reformen, die gerade so viel Frei- 
räume für die wissenschaftliche 
Arbeit belassen, wie der Forscher 
zur optimalen und effizienten — 
oder wie „effizient" übersetzt auf 
geistige Arbeit heute heißt: krea- 
tive Wirksamkeit braucht. Wie man 
einen Elektronenrechner in einen 
klimatisierten Raum stellt, so be- 
läßt man den wissenschaftlichen 
Arbeitern gewisse Freiräume zur 
Entfaltung ihrer Potenzen. Aber all 
dies vollzieht sich auf der Grund- 
lage der zunehmenden Integration 
auch der universitären wissen- 
schaftlichen Arbeit in den Produk- 
tionsprozeß des Kapitals. 

Der Sinn der Anwendung wis- 
senschaftlicher Resultate als „Re- 
zepte" zur Gestaltung der Produk- 
tivkräfte liegt darin, durch die Er- 
höhung der Produktivität der Ar- 
beit gegenüber der Konkurrenz 
einen zeitlichen Vorsprung zu erzie- 
len und in diesem Zeitraum Extra- 
profite herauszuschlagen. Lei- 
stungsvorsprünge des Produkts und 
Kostensenkungen bei der Produk- 
tion ermöglichen Preissenkungen 
gegenüber der Konkurrenz, Extra- 
profite („windfall profits"), die die 
Ursache für die Rentabilität wis- 
senschaftlicher Forschung darstel- 
len. Die möglichen Extraprofite 
aufgrund eines wissenschaftlich 
technischen Vorsprungs bestimmen 
daher den Preis dieser Resultate, 
nicht jedoch ihr Wert." 

„Das Produkt der geistigen Ar- 
beit — die Wissenschaft — steht 
immer tief unter ihrem Wert, weil 
die Arbeitszeit, die nötig ist, um 
sie zu reproduzieren, in gar kei- 
nem Verhältnis steht zu der Ar- 
beitszeit, die zu ihrer Orginalpro- 
duktion erforderlich ist. Zum Bei- 
spiel den binomischen Lehrsatz 
kann ein Schuljunge in einer Stun- 
de lernen". (Theorien über Mehr- 
wert, I, S. 317). 

Aus diesem Zusammenhang er- 
klärt sich auch die verbreitete For- 
derung des Kapitals nach einer wis- 
senschaftlichen Arbeit, die mög- 
lichst „praxisbezogen" ist, die mög- 
lichst schnell verwendbare For- 
s chungs- und Entwicklungser- 
gebnisse liefert und die sich nicht 
erst langwierig mit kritischen Pro- 
blemstellungen und Grundlagen- 
problemen herumschlägt, ohne in 
möglichst kurzer Zeit anwendbare 

Produktionsmethoden und das 
heißt: kapitalistisch rentabel ver- 
wertbare Produktionsmethoden zu 
produzieren. 

So resümiert Rainer Rilling 
(S. 29): Ein immer größerer Teil 
der gesamtgesellschaftlichen FE- 
Aufwendungen konzentriert sich 
auf den Bereich ökonomisch direkt 
verwertbarer FE, so daß die uni- 
versitäre Forschung zum einen im- 
mer relativ bedeutungsloser wird, 
und zum anderen allmählich im- 
mer näher an den kapitalistischen 
Verwertungsprozeß herangeführt 
wird". 

Dies widerum bleibt für die Wis- 
senschaft selbst nicht irrelevant. 
Durch die Hereinnahme in den ka- 
pitalistischen Produktionsprozeß 
ändert sich ihr Charakter. Es ist 
interessant, wie sich dies beispiels- 
weise in den Sozialwissenschaften 
spiegelt: Der kapitalistische Pro- 
duktionsprozeß ist zugleich Ar- 
beits- und Verwertungsprozeß. 

Dies besagt, daß im Arbeitspro- 
zeß bestimmte technisch und orga- 
nisatorisch vorgegebene Bedingun- 
gen eingehalten werden müssen, 
um überhaupt die Produktion zu 
ermöglichen. Zu diesen technischen 
und organisatorischen Bedingungen 
zählen ein bestimmtes Verhältnis 
von Arbeit und Produktionsmitteln 
in quantitativer Hinsicht, eine be- 
stimmte Qualifikationsstruktur der 
Arbeiter, ein bestimmter technolo- 
gischer Stand der Produktionsmit- 
tel, ein bestimmter Stand der öko- 
nomischen Leitungstätigkeit, also 
all das, was in der Volkswirt- 
schaftslehre als „Produktionsfak- 
toren" bezeichnet wird. Ohne diese 
konkret zu beschreibenden Bedin- 
gungen kann — immer auf einer 
bestimmten historischen Entwick- 
lungsstufe — der Produktionspro- 
zeß nicht funktionieren; er findet 
entweder überhaupt nicht statt 
oder bei verringerter Effizienz. 

Herrschaftsformen und -Ideologien 
zu entlarven, führen daher im hoch- 
entwickelten Kapitalismus ein eher 
randständig Dasein oder wer- 
den als „Gesellschaftstheologie" 
verunglimpft. Aber durch nichts 
wird dem seine Situation reflektie- 
renden wissenschaftlichen Arbeiter 
kapitalistische Herrschaft, wie sie 
in den wissenschaftlichen Arbeits- 
prozeß bis in die Bestimmung von 
Forschungsgegenstand und -Me- 
thoden hineinragt, deutlicher ge- 
macht. 

Die angeschnittene Problematik 
erschöpft sich darin aber nicht. 
Denn die modernen Wissenschaf- 
ten, die ihrem Selbstverständnis 
nach jeder „Ideologisierung" ab- 
hold sind, die nur noch diejenigen 
Begriffe zu verwenden wagen, die 
sie auch zu operationalisieren ver- 
mögen, die also die komplexe und 
paradoxe Realität auf das ihnen 
zur Verfügung stehende Instrumen- 
tarium reduzieren, sind zwar in der 
Lage, im Sinne von Effizienz Wich- 
tiges hinzuzusteuern. Sie untersu- 
chen die ökonomischen, technischen, 
natürlichen Bedingungen für das 
Funktionieren bestimmter Systeme 
und formulieren daraus Anweisun- 
gen für verbesserte Manipulation 
dieser Systeme im Interesse einer 
vorgegebenen „Zielfunktion", die 
selbst nicht mehr reflektiert wird. 
„Sachzwang", „Systemzwang", 
„Funktionsbedingungen" werden 
in diesem Kontext zu den Topoi 
insbesondere der Sozialwissen- 
schaften, mit denen ihre begrenzte 
Einsicht abgesichert wird. 

Aber infolge des Zusammenfalls 
von gleichsam indifferentem Ar- 
beitsprozeß und kapitalistischem 
Verwertungsprozeß bedeutet jede 
Reduzierung der Fragestellungen 
der Sozialwissenschaften auf die 
indifferenten Momente des Funk- 
tionieren von gesellschaftlichen, 
ökonomischen, personenspezifi- 
schen Systemen und Subsystemen 
die Eliminierung eines relevanten 
Sachverhalts und damit notwendig 
die „Halbierung der Wissenschaft", 
wie Habermas allerdings mit ande- 
rer und wie ich meine, falscher Be- 
gründung Hans Albert im Positi- 
vismusstreit vorgeworfen hat. 

Die Aufrechterhaltung des kriti- 
schen Anspruchs, beide Seiten ge- 
sellschaftlicher Totalität, den Ar- 
beits- und Verwertungsprozeß zu 
analysieren, kann sich auf die in 
dieser Hinsicht unveränderte 
Struktur kapitalistischer Herr- 
schaftsverhältnisse berufen. 

Der „positivistisch halbierte Ra- 
tionalismus" dagegen, der die Ver- 
wertungsbedingungen des Kapitals 
als Herrschaftsbedingungen der 
kapitalistischen Gesellschaft kate- 
gorial nicht mehr fassen kann und 
sich folglich auf den begrifflichen 
Unsinn der „Industriegesellschaft" 
zurückzuziehen gezwungen ist und 
damit gerade einer Ideologisierung 
Vorschub leistet, die die gesamte 
Gesellschaft überwuchert und auch 
ihm selbst als ihn beherrschende 
Macht gegenübertritt und der sich 
nun in unkritischer Rationalisie- 
rung weismacht, sie auch gar nicht 

stehen. 
Wir haben jetzt über das Verhält- 

nis von Wissenschaft und kapitali- 
stischem Verwertungsprozeß ge- 
sprochen und die Problematik der 
„Wissenschaft als Produktivkraft" 
diskutiert; wir müssen uns ab- 
schließend noch die Frage vorlegen, 
wie nun das offensichtliche Ein- 
greifen des Staates in Form der 
Wissenschafts- und Bildungspoli- 
tik, die ja heute eine weit ausge- 
prägtere Bedeutung hat als noch 
vor wenigen Jahrzehnten, zu er- 
klären ist. 

Die Rolle des Staates ist dabei 
eine widersprüchliche, die sich aus 
dem Doppelcharakter des Produk- 
tionsprozesses erklären läßt. Der 
Staat muß nämlich zugleich die 
Bedingungen des Arbeitsprozesses 
gewährleisten, wenn dies einzelka- 
pitalistisch nicht mehr möglich ist, 
da es unrentabel wäre. Er muß al- 
so den objektiven Naturnotwendig- 
keiten der Produktion Rechnung 
tragen. Er muß dafür sorgen, daß 
die in die Produktion eintretenden 
Arbeiter die notwendige Mindest- 
qualifikation haben und die Pro- 
duktionsmittel den im Rahmen 
internationaler Konkurrenz ange- 
messenen technologischen Stand er- 
reicht haben. Er ist zu diesem Ein- 
greifen als „ideeller Gesamtkapi- 
talist" quasi verpflichtet, um die ge- 
sellschaftliche Reproduktion gerade 
auch unter den Aspekten interna- 
tionaler Konkurrenz zu sichern. 

Andererseits ist der Produktions- 
prozeß nicht nur Arbeitsprozeß 
sondern Verwertungsprozeß. Der 
Staat kommt folglich den Notwen- 
digkeiten des Arbeitsprozesses auch 
nur deshalb nach, um den Arbeits- 
prozeß als Mittel für den Verwer- 
tungsprozeß zu erhalten. Und ge- 
rade hier liegt das Dilemma staat- 
licher Politik. Die Kosten, die Bil- 
dungs-, Wissenschafts- und vor al- 
lem Sozialpolitik verursachen, 
drücken auf die Verwertung des 
Kapitals; sie sind unproduktiv, ver- 
teuern die Ware Arbeitskraft und 
beeinflussen negativ die Profitrate. 
Die Notwendigkeiten staatlicher 
Eingriffe sind in Grenzen gebannt, 
die von der bürgerlichen Ökonomie 
als „Begrenztheit der finanziellen 
Ressourcen", als Notwendigkeit, 
mit ihnen zu haushalten, eingeführt 
und als nicht hinterfragte verwen- 
det werden. 

So entsteht neben der Makroöko- 
nomie die MikroÖkonomie des Bil- 
dungswesens, mit dem erklärten 
Zweck, in diesen Grenzen den 
Spielraum möglichst effizient aus- 
zunutzen. So ist gerade auch die 
„Kompressionstendenz" des Aus- 
bildungssektors durch technokrati- 
sche Schul- und Hochschulreform 
durch diese Grenzen, die vom Ver- 
wertungsprozeß und durch die Not- 
wendigkeiten, die der Arbeitspro- 
zeß definiert, gesetzt sind, eine 
Maßnahme, um möglichst viel an 
Qualifikationen und wissenschaft- 
lichen Resultaten herauszuholen, 
ohne die Verwertung des Kapitals 
durch zu hohe Mittel im unproduk- 
tiven Sektor zu verschlechtern. Daß 
dies nicht ohne Brutalität abgeht, 
versteht sich. 

Wenn auch die Staatseingriffe 
auf Grund der Entwicklung der 
Produktivkräfte notwendig wer- 
den, so doch nicht als logische und 
natürliche Schlußfolgerung der 
Entwicklung. Vielmehr zeigt sich 
hier exemplarisch deutlich, daß den 
objektiven Notwendigkeiten im Ka- 
pitalismus nicht von selbst stattge- 
geben wird, sondern immer erst, 
wenn diese Notwendigkeiten dem 
Kapital von außen aufgeherrscht 
werden, wie Marx diese Prozesse 
kennzeichnete. So entstand Wissen- 
schafts- und Bildungspolitik in den 

USA eigentlich erst im Gefolge des 
,Sputnik-schocks' (vgl. Hüfner); so 
wurde in Westdeutschland Wissen- 
schafts- und Bildungspolitik erst 
aktiviert, als dem Kapital in der 
Konkurrzenz auf dem Weltmarkt 
aufgeherrscht wurde, daß es hoff- 
nungslos zurückfallen würde ohne 
eine intensivere Bildungspolitik 
der Qualifizierung des Gesamtar- 
beiters und der Produktion wissen- 
schaftlicher Resultate. 

Gerade auch hier im internatio- 
nalen Rahmen gilt das Prinzip der 
Jagd nach Extraprofiten, die durch 
technologischen Vorsprung zeitwei- 
se erzielt werden können. Die 
„technologische Lücke" ist also öko- 
nomisch insofern relevant, als das 
westeuropäische Kapital zu An- 
strengungen gezwungen wird, die 
auf Grund der technologischen 
Überlegenheit erzielten Extraprofi- 
te des US-Kapitals einzuholen: 

Auch hier wurde die Notwendig- 
keit staatlicher Eingriffe von 
Außen, durch die Konkurrenz auf- 
geherrscht, wobei sich innerhalb 
der Fraktionen des Kapitals Unter- 
schiede zeigen, wie diesen äußerli- 
chen Notwendigkeiten Rechnung 
getragen werden soll: Die Diffe- 
renzen bestehen folglich nicht in 
dem „ob", sondern in dem „wie" auf 
auf der Basis grundsätzlicher An- 
erkennung kapitalistischer Verwer- 
tungszwänge. 

Hier dokumentiert sich wieder 
überdeutlich, daß Wissenschaft als 
solche keine Produktivkraft ist, 
sondern erst in den subjektiven 
und objektiven Produktionsbedin- 
gungen inkorporierte. Daß Wissen- 
schaft nicht mehr als Gratisproduk- 
tivkraft einfach zur Verfügung 
steht, macht die Problematik der 
Wissenschaftspolitik aus, in der 
jetzt die kapitalistischen Wider- 
sprüche selbst zum Tragen kom- 
men. 

Und dies ragt weiter in die Wis- 
senschaftsprozesse selbst hinein. So 
stellt sich die Vermittlung von ka- 
pitalistischer Verwertung und Wis- 
senschaft als indirekte, aber nichts- 
destoweniger äußerst wirksame 
dar, wie die derzeitige Enthüllun- 
gen über Rüstungsforschungen an 
Universitäten, die Überwucherung 
aller Rationalität mit positivisti- 
scher Scheinrationalität, die Schu- 
riegelung der universitären und 
schulischen Ausbildung durch die 
technokratischen „Reformbestre- 
bungen" anzeigt. 

Dieser Beitrag wurde entnom- 
len aus: Altvater/Hulsken. Mate- 
rialien zur politischen Ökonomie 
des Ausbildungssektors, Erlangen 
1971, Verlag Politladen GmbH, 
S. 349 ff. 

1 stud. 

Hilfskraftstelle 

(100Std.pro Monat) ist beim 

Vorstand der 
ASSISTENTENSCHAFT 

ab 1. 8. 72 neu zu besetzen. 

Bewerber melden sich bitte 
im Geschäftszimmer 

IC 03/402, möglichst bis zum 
11. Juli 

... und jetzt 

Der Verwertungsprozeß aber im- 
pliziert etwas anderes, das mit die- 
ser „Technostruktur", wie Gal- 
braith es nennt, nicht zusammen- 
fällt. Denn vom Kapitalisten wer- 
den die Produktionsbedingungen 
als Kapital vorgeschossen, auf das 
er einen Profit zu erzielen bemüht 
ist. Ohne Profit werden auch die 
im technischen und organisatori- 
schen Sinne komplementären Pro- 
duktionsfaktoren nicht zu Produk- 
tion eingesetzt werden. Die Mittel 
des Arbeitsprozesses werden nur 
in Bewegung gesetzt, wenn ihr 
Zweck, die Erzielung von Profit er- 
zielt werden kann. Die Wissen- 
schaften nun, die sich in techni- 
schen und organisatorischen Fort- 
schritt umsetzen lassen bzw. zur 
Integrierung und Disziplinierung 
der Arbeitskräfte angewendet wer- 
den können, dienen nun nicht bloß 
technischer Effizienz, verhelfen 
nicht bloß dem „Fortschritt" zum 
Durchbruch, sind also nicht „un- 
schuldig". Wissenschaft im Kapita- 
lismus ist immer auch Methode 
zur Verwertung von Kapital. 

Und diejenigen Wissenschaften, 
die dazu nichts oder nur wenig 
beizutragen vermögen, oder die 
sich gar als kritische auch in dem 
Sinne begreifen, die „Produktions- 
und Sachzwänge" als kapitalistische 

mehr fassen zu müssen und fassen 
zu wollen, entproblematisiert sie 
auf diese Weise nicht nur, son- 
dern läßt mit der Halbierung die 
andere Hälfte der Realität, und da- 
her diese ganze Realität im Dunkel 
des unbegriffenen Versinkens. 

Er wird damit nicht allein Ideo- 
logie im Sinne einer Herrschaft 
rechtfertigenden Lehre (wie Haber- 
mas noch vermeint); er wird in zu- 
nehmendem Maße Manipulation, 
d. h. zu einem Mittel, um Herr- 
schaft „wissenschaftlich", „effi- 
zient", „modern" auszuüben, als 
Vollzugsorgan der Sachzwänge, wie 
sie sich aus der industriegesell- 
schaftlichen Technostruktur erge- 
ben. Damit stellt sich Wissenschaft 
als Herrschaftsinstrument dem Ka- 
pital zur Verfügung. „Wissenschaft 
und Technik" sind nicht nur .Ideo- 
logie', wie Habermas vermutet, 
sondern sie sind bereits einen 
Schritt weiter: Sie fungieren als 
Manipulationsinstrumente kapita- 
listischer Herrschaftsausübung. 

So zeigt sich, daß die Rolle der 
Wissenschaft im Produktionspro- 
zeß die Wissenschaftsinhalte und 
das Selbstverständnis der Wissen- 
schaftsagenten nicht unberührt 
läßt; die Entstehung und Auswu- 
cherung des Neopositivismus ist 
nur auf diesem Hintergrund zu ver- 

Buchbinderarbeiten 

gut, preiswert und schnell 

Buchbindermeister C.-L. H E B L E R 

Bochum-Querenburg 

Sauerbruchstraße 29 Telefon 701027 

Hedwigstraße 5 Telefon 60350 

SPIEGEL 24/72 (Titel: BAADER) 
für Archiv gesucht. 

Bitte im ASIA (Baracke 1, 
Zimmer 17) abgeben. 
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Erfolg mit Kofier! 

Nach semesterlangen Bemühungen ist es der Fachschaft SoWi 
gegen den Widerstand des harten Kerns der Fakultät um 
Papalekas gelungen, Prof. Dr. Leo Kofier für einen Lehrauftrag 
nach Bochum zu holen. 

Fc$chsthaffs 

fiockrithie* 

Schreiber Dekan 

In der Fakultätssitzung am 28. 6. 72 ist mit nur 8 Stimmen gegen die geschlossene Stimment- 
haltung aller Assistenten- und Studentenvertreter sowie die eines Professors Johannes Schrei- 
ber zum neuen Dekan der Abteilung ev. Theologie gewählt worden. Im Anschluß an die Wahl 
verlas ein Vertreter der Fachschaft eine längere Erklärung, die auch ins Protokoll aufgenommen 
werden wird: 
„Am 28. 6. 1972 werden die Profes- 
soren der Abt. I Johannes Schrei- 
ber zu ihrem neuen Dekan bestim- 
men. Gegen diesen Schritt hat be- 
reits die überwältigende Mehrheit 
einer Fachschaftsvollversammlung 
im Mai protestiert. 

In der nachfolgenden Erklärung 
versuchen Mitglieder des Fach- 
schaftsrates noch einmal eine Ein- 
ordnung dieser Maßnahme in die 
gesamtgesellschaftlichen Entwick- 
lungen sowie das Aufzeigen einer 
Kampf Perspektive: 

1. Wer ist Johannes Schreiber? 

Schreiber ist nicht einer jener po- 
litisch ziemlich farblosen Personen 
wie Wolf, Tetz und Bouman. Er ist 
ein Vertreter des aktiven Klassen- 
kampfes von oben. Zahlreich sind 
seine restriktiven Sondervoten zur 
Abteilungssatzung sowie seine per- 
sönlichen Erklärungen. Schon am 
19. 5. 70 schrieb er in einem Brief: 

„In einer Atmosphäre der Belei- 
digungen, Drohungen und Gewalt- 
tätigkeiten müßte ich meine Mit- 
arbeit bei Fakultätssitzungen ein- 
stellen." 

Am 7. 2. 72 forderte er: 
„Fakultätsmitglieder, die bewußt 

und absichtlich die Zusammenar- 
beit mißachten, sind auszuschlie- 
ßen," und wendet sich gegen die 
„Wegbereitung von chaotischen Ver- 
hältnissen". In einer weiteren Ver- 
lautbarung im Januar 72 beklagt er 
die „Persönlichen Angriffe und Dif- 
famierungen". 

2. Wer unterdrückt denn wen? 
Angesichts solcher Zitate könnte 
der Eindruck entstehen, der arme 
Johannes Schreiber stehe unter der 
dauernden Unterdrückung durch 
fortschrittliche Studenten. Nun, je- 
der, der die derzeitige politische Si- 
tuation in der BRD auch nur ober- 
flächlich kennt, wird wissen: ange- 
sichts der aufstrebenden Klassen- 
kämpfe hat die herrschende Kapi- 
talistenklasse mit einer umfassen- 
den Verschärfung der politischen 
Unterdrückungsmaßnahmen begon- 
nen: 

Am 28. 1. 72 verhängten die In- 
nenminister ein Berufsverbot gegen 
Sozialisten und Kommunisten, am 
23. 6. verabschiedeten alle Parteien 
des Bonner Bundestages das Bun- 
desgrenzschutzgesetz, das Bundes- 
verfassungsschutzänderungsgesetz, 
Gesetz zur Vorbeugehaft, Gesetz 
zum Demonstrationsverbot beim 
olympischen Spektakel. Am 16. 6. 
Wurden in Bochum 12 Angehörige 
eines Lehrlingskollektivs und einer 
politischen Buchhandlung unter fa- 
denscheinigsten Vorwänden ohne 
Durchsuchungsbefehl und Zeugen 
verhaftet, getreten und erken- 
nungsdienstlich festgestellt. 3 Tage 
später arretierte die Polizei 4 Ge- 

Es ging darum, daß ausländische 
Und deutsche Kommilitonen seit 
Jahren auf den M.A.-Abschluß war- 
ten, der an anderen sozialwissen- 
schaftlichen Fakultäten seit langem 
eingeführt und besonders für Stu- 
denten aus der 3. Welt quasi le- 
benswichtig ist, weil das deutsche 
Diplom im Ausland wenig gilt, der 
M.A. hingegen international aner- 
kannt wird. 

Nach erheblichen Schwierigkei- 
ten, Widerständen und Verzöge- 
rungen seitens der Profs gelang es 
dann vor einem Jahr (!), eine M.A.- 
Ordnung für die Abt. 8 durch die 
Universitären Gremien zu boxen, 
so daß sie schließlich dem Wissen- 
schaftsminister zur Genehmigung 
Vorgelegt werden konnte. 

Dort tat sich in dieser Sache mo- 
natelang nichts mehr; Dekanat, 
Prüfungsamt und Studentenschaft 
Wurden mit tröstenden Worten hin- 
gehalten. 

Schließlich platzte den ausländi- 
schen Kommilitonen und dem FR 
der Kragen: die Ausländer be- 
schlossen, am 3. Juli in den Hun- 
gerstreik zu treten, um das Mini- 
sterium endlich zum Handeln zu 
zwingen. 

Dieses Vorhaben wurde auf der 
letzten Sowi-VV von allen anwe- 

nossen der Projektgruppe Breloh- 
straße. 

Was für eine „Atmosphäre der 
Gewalttätigkeit" ist das denn, in 
der der NRW-Innenminister Weyer 
vermerkt, daß sich die Bevölkerung 
an die mit Maschinenpistolen be- 
waffneten Polizisten gewöhnen 
müsse wie ans Steuerzahlen, in der 
am 25. 6. der Schotte Ian Mac Leod 
durch 2 Schüsse von hinten durch 
die verschlossene Tür ermordet 
wird; früher wurden nachweislich 
von hinten Petra Schelm und Georg 
von Rauch erschossen. 

Was sagt denn Schreiber zu der 
Polizeirazzia gegen die sog. Belgier- 
obdachlosensiedlung in Kassel, ge- 
gen den Polizeieinsatz gegen strei- 
kende Chemiearbeiter, was sagt er 
denn gegen das Ausschlußverfah- 
ren gegen fortschrittliche Kollegen 
bei Opel, die auf einer gewerk- 
schaftsoppositionellen Liste kan- 
didiert haben und dabei bei den Be- 
triebsratswahlen 2000 Stimmen er- 
ringen konnten. 

Wo sind denn Schreibers Kom- 
mentare zu döh Morden der briti- 
schen Besatzer am 30. 1. 72 in Der- 
ry an 13 friedlich demonstrieren- 
den Menschen, gegen die Terrorur- 
teile der faschistischen Justiz in 
Spanien, Griechenland, Persien, 
Brasilien und der Türkei, zu den 
Napalmbombardements an der Zi- 
vilbevölkerung von Kambodscha, 
Laos, Vietnam, Mozambique und 
Palästina? 

Und was schließlich — um auf 
diese Abteilung zurückzukommen 
— sind die Erklärungen des gewiß 
nicht auf den Mund gefallenen Jo- 
hannes Schreiber zu den unglaub- 
lichen Mauscheleien bei der Beset- 
zung des Lehrstuhls für christliche 
Gesellschaftslehre, zu der unge- 
heueren Verschwendung von Gel- 
dern, die nachweislich nicht der ar- 
beitenden Bevölkerung, die die 
Werte schafft, zugute kommen, wie 
Siegfried Herrmanns goldumran- 
dete 5000-DM-Bücher. 

Was hat denn Schreiber, der fast 
zu jedem Flugblatt hier, zu jeder 
Aktion eine eigene Verlautbarung 
herausgibt, zu der Verschleierung 
von Herrschaftsverhältnissen durch 
seine Kollegen zu bemerken, wenn 
etwa der jetzige Dekan Wolf 1952 
in einem Aufsatz die Arbeitslosig- 
keit aus der „Sündhaftigkeit des 
Menschen" erklärt (dann gäbe es 
zumindest 600 Mill, sündlose Chi- 
nesen, denn dort beträgt die Ar- 
beitslosenquote O Prozent!) oder 
wenn Heinrich Greeven die Schlech- 
terstellung der Frau mit „natürli- 
chen Unterschieden" umschreibt? 

Weiter: Was war seiner Meinung 
nach der „Sinn des Lebens" (um 
einmal eine der beliebtesten theolo- 
gischen Fragen zu stellen) für jene 
5000 Menschen, die pro Jahr bei 
Arbeitsunfällen der Produktions- 

senden Studenten begrüßt, worauf- 
hin vom FR das Dekanat und das 
Ministerium von der geplanten Ak- 
tion unterrichtet wurde. 

Und siehe da: plötzlich kam die 
Sache in Gang! Wenige Tage spä- 
ter, gerade als die Lokalpresse von 
dem Schlendrian des Ministeriums 
(oder war es bewußte Verschlep- 
pung?) Kenntnis erhalten hatte, 
trudelte die genehmigte Magister- 
ordnung in der Universität ein. 

Welch sonderbarer Zufall... 
Auch an diesem Beispiel wird deut- 
lich, daß selbst die abteilungsspezi- 
fischen Entscheidungen bürokra- 
tisch immer stärker beeinflußt wer- 
den; die Konfrontationsebene ver- 
lagert sich zunehmend von inter- 
nen Universitätsgremien auf die 
Ministerialbürokratie. 

Daher sollten alle diejenigen, die 
auf progressive Abteilungsstruktu- 
ren in der RUB hoffen bzw. dafür 
kämpfen, diese Entscheidungsver- 
lagerungen, die in Zusammenhang 
mit der beschleunigten Ausmerzung 
der universitären Selbstverwaltung 
durch Kapital und Verwaltung zu 
sehen sind (vgl. auch die drohende 
Zerschlagung der verfaßten Stu- 
dentenschaft!), im Auge behalten! 

FR-Sowi 

hetze zum Opfer fallen, für jene 
12 000, die jährlich in der BRD 
Selbstmord begehen, weil sie kei- 
nen Ausweg aus ihrem elenden Da- 
sein mehr sehen; was ist z. B. der 
Sinn des Lebens für die 5 Mill. 
Rentner, die von weniger als 350 
Mark im Monat leben müssen. 

Zu all diesen Dingen — zu dem 
offenen oder versteckten Terror in 
der BRD oder sonst irgendwo in der 
Welt hat Johannes Schreiber sehr, 
sehr wenig zu sagen. 

Worüber er sich häufig und aus- 
führlich aufregt, sind die berechtig- 
ten Aktionen und Veröffentlichun- 
gen der fortschrittlichen Studenten, 
die sich unter anderem Berufungs- 
mauscheleien hinter verschlossenen 
Türen nicht länger gefallen lassen 
und dafür eintreten, daß bei der 
hiesigen Ausbildung nicht massen- 
haft irgendwelche intellektuellen 
Spitzfindigkeiten diskutiert wer- 
den, sondern daß die vitalen und 
längerfristigen Interessen der 
Mehrheit des Volkes, der Arbeiter- 
klasse, berücksichtigt werden. Das 
ist die Ideologie eines Reaktionärs: 
Worüber er sich aufregt, sind die 
berechtigten Forderungen fort- 
schrittlicher Menschen, worüber er 
schweigt, ist der unterdrückende 
Terror in aller Welt. 

Es ist daher die größte Selbst- 
verständlichkeit, wenn wir uns 
nicht an seiner Kürungszeremonie, 
die dann auch noch in totaler Ver- 
kennung der Tatsache, daß Schrei- 
ber bereits seit seiner Berufung als 
Dekan nach Wolf feststand, „Wahl" 
genannt wird, nicht beteiligen. Wir 
sind uns im klaren, daß, sobald 
Schreiber Dekan ist, er seinen Wor- 
ten auch Taten folgen lassen wird 
(schon im vorletzten Semester be- 
auftragte er Hiwis mit der Bespit- 
zelung der Roten Zelle), doch: 

3. Wo Unterdrückung herrscht, 
gibt es Widerstand 

So wie dem Terror der US-lm- 
perialisten in Vietnam der mutige 
Kampf des vietnamesischen Volkes 
gegenübersteht, lehnen sich in al- 
ler Welt Menschen gegen ihre Un- 
terdrücker auf: Sie greifen selbst 
zu den Waffen, besetzen Häuser 
und Fabriken, demonstrieren. In 
dem Kommunique von Schanghai 
anläßlich des Nixon-Besuches in 
China vom 27. 2. steht deshalb: 

„Wo immer Unterdrückung 
herrscht, dort gibt es Widerstand, 
Staaten wollen Unabhängigkeit, 
Nationen wollen Befreiung, Völker 
wollen Revolution, das ist zu einer 

Widerspruch: 

gegen jeden unbefriedigenden ba- 
fög-bescheid kann binnen 4 wochen 
Widerspruch beim afa eingereicht 
werden, es ist sinnvoll, diesen Wi- 
derspruch zu begründen, in vielen 
fällen ist eine vorhergehende be- 
ratung (z. b. in der asta-sozialbe- 
ratung) zu empfehlen, gegen wider- 
spruchsbescheide kann auf dem or- 
dentlichen Verwaltungsgerichtsweg 
vorgegangen werden. 

wohngeld: 

bafög-empfänger erhalten grund- 
sätzlich kein wohngeld nach dem 
bundeswohngeldgesetz. laut bafög 
(§ 13) sind im Stipendium für den 
Studenten mit eigenem haushält 
120 dm wohngeld enthalten (wo?!), 
siehe dazu im einzelnen die ent- 
sprechenden aushänge in den ba- 
racken 1 und 5 (bafög-mitteilung 
nr. 17). 

für miete, die nachweislich 120 
dm übersteigt, kann auf einem 
formblatt ein bafög-zuschuß bean- 
tragt werden, der 75 prozent des die 
120 dm überschreitenden be träges, 
maximal jedoch 45 dm ausmacht, 
(ein irrsinnig kämpferischer schlag 
der bundesregierung gegen grund- 
eigentum und mietenterror!) 

zahlweise: 

förderungsgelder werden monat- 
lich im voraus auf ein vom antrag- 
steiler anzugebendes konto über- 
wiesen. das afa bittet aus gegebe- 
nem anlaß dringend darum, im In- 
teresse einer kontinuierlichen Zah- 
lung nicht unbedingt erforderliche 
kontenänderungen zu unterlassen, 
zur auszahlungsbürokratie: die 

unaufhaltsamen Strömung der Ge- 
schichte geworden." 

Diese wissenschaftliche These der 
chinesischen Genossen wird Tag für 
Tag durch die aufstrebenden Kämp- 
fe unterdrückter Völker und fort- 
schrittlicher Menschen bestätigt. 
Seien es die Völker von Laos, Kam- 
bodscha, Vietnam, Angola, Mozam- 
bique oder des Südarabischen Gol- 
fes, seien es die Werftarbeiter von 
Glasgow und Gdansk, seien es die 
Hausfrauen in Belfast und Derry, 
die Arbeiter bei Renault, aber auch 
die bei Opel, die Bewohner der 
Brehlohstraße, seien es die Rote 
Punkt-Aktionen oder die Häuser- 
besetzungen: was für die Welt gilt, 
gilt auch für die BRD, gilt auch für 
diese Uni. Auch wenn Leute wie 
Schreiber weiterhin das heranna- 
hende Chaos beklagen, werden hier 
weiter fortschrittliche Studenten 
gegen das Berufsverbot für Marxi- 
sten, gegen eine volksfeindliche 
Ausbildung, gegen Berufungsmau- 
scheleien, gegen die bürgerliche 
Ideologie kämpfen, sie werden ge- 
gen den Polizeiterror demonstrie- 
ren und sich mit dem kämpfenden 
vietnamesischen Volk durch Geld- 
spenden und Demonstrationen so- 
lidarisieren. 

Sie werden an der Seite der Ar- 
beiterklasse weiterkämpfen, bis 
dieser Kapitalistenstaat, der zwei 
Weltkriege auslöste, der täglich der 
Mehrheit der Bevölkerung die Wer- 
te ihrer Arbeit vorenthält, ver- 
schwunden ist. Die Geschichte lehrt, 
daß uns dabei Reaktionäre wie 
Schreiber kein Hindernis sein kön- 
nen: Die Revolution in Albanien 
(1945) fand unter Bedingungen der 
faschistischen Besatzung und der 
totalen Illegalität der kommunisti- 
schen Partei statt, die chinesische 
Revolution siegte gegen das faschi- 
stische Kuomintang-Regime, die 
Oktoberrevolution gegen die reak- 
tionärsten Machthaber in Moskau 
und Leningrad. 

Gerade der Mord an dem Studen- 
ten Benno Ohnesorg wurde für 
fortschrittliche Studenten der 
Grund für eine Radikalisierung 
und Organisierung und der politi- 
sche Prozeß gegen ehemalige Re- 
dakteure der BSZ im Mai 72 wurde 
zum Tribunal gegen Richter und 
Staat umgekehrt. 

Nein, wir werden keine großen 
Jammertiraden anstimmen, wenn 
der Reaktionär Johannes Schrei- 
ber Dekan dieser Abteilung wird. 
Wir wissen, daß sich gegen ihn be- 
reits das Mißtrauen der Mehrheit 
der Studenten richtet, und daß an- 
dererseits auf ihn die Hoffnungen 
seiner Gesinnungsgenossen Hornig, 
Gräße, Reventlow ruhen. Doch wie 
hat Mao Tse Tung so schön formu- 
liert: 

„ALLE REAKTIONÄRE SIND 
PAPIERTIGER. DEM AUSSEHEN 
NACH SIND SIE FURCHTERRE- 
GEND. ABER IN WIRKLICHKEIT 
SIND SIE GAR NICHT SO MÄCH- 
TIG. AUF LANGE SICHT HABEN 
NICHT DIE REAKTIONÄRE, SON- 
DERN HAT DAS VOLK EINE 
WIRKLICH GROSSE MACHT. 

Fachschaftsrat Ev. Theologie 
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Überweisungen werden von den 
Computern des statistischen lan- 
desamtes in düsseldorf vorgenom- 
men. die fehlerquote ist groß, da- 
durch werden erhebliche auszah- 
lungsverzögerungen verursacht: bis 
jeweils zum 10. eines monats müs- 
sen die angaben der einzelnen afas 
in düsseldorf sein, sie werden dort 
programmiert, wenn ein fehler un- 
terläuft, wird er frühestens beim 
ausbleiben des Stipendiums vom an- 
tragsteiler bemerkt, der antragstel- 
ler wartet i. d. regel ca. 14 tage ab, 
bevor er sich beim afa beschwert, 
das afa teilt die beschwerde dem 
statistischen landesamt mit, in der 
regel nach dem 10. des neuen mo- 
nats. ein beispiel: im Oktober wird 
ein förderungsantrag gestellt, we- 
gen des massenandrangs kommt 
das afa erst mitte november zur 
bearbeitung. früheste auszahlungs- 
möglichkeit ist ende dezember: die 
Überweisung ist fehlgeleitet, der 
antragsteiler beschwert sich beim 
afa mitte januar. weiterleitung nach 
düsseldorf. tatsächliche auszahlung: 
ende februar! 

zweiter bildungsweg: 
(familienunabhängige förderung) 

studierende des zweiten bildungs- 
weges erhalten Stipendien nach 
maßgabe des gesetzes grundsätzlich 
ohne verzieht auf die anrechnung 
des elterlichen einkommens. 

zweitstudium: 
zweitstudien können nach indi- 

vidueller entscheidung gefördert 
werden, förderung kann dabei je 
nach läge des falles als Stipendium 
oder darlehen gewährt werden, das 
elterliche einkommen ist dabei 
grundsätzlich anzurechnen. 

Die Bedeutung Kofiers soll mit 
einem Zitat von Günter Maschke 
kurz zitiert werden: 

„... Leo Kofier ist nahezu mit 
einem Tabu belegt worden ... Dies 
stimmt um so verwunderlicher, als 
Kofier unter den älteren Autoren 
Westdeutschlands als einziger den 
Titel eines marxistischen Gesell- 
schaftstheoretikers für sich in An- 
spruch nehmen kann. (W. Abend- 
roth ist eher als politischer Publi- 
zist denn als Theoretiker einzustu- 
fen und W. Hofmann hat sich fast 
ausschließlich auf ökonomische 
Probleme konzentriert)"!1) 

Die eminente theoretische Wirk- 
samkeit seiner umfangreichen 
methodologischen wie soziologi- 
schen Schriften veranlassen selbst 
den gefährlichen, weil geschickt den 
reaktionären Gehalt der bürger- 
lich-liberalen Politiktheorie ver- 
schleiernden Bernard Willms, zu 
konstatieren: 

„Zentral für die Vermittlung der 
marxistischen Klassik in der Ge- 
genwart bleibt Georg Lukacs, ne- 
ben dem neuerdings auch wieder 
Karl Korsch gelesen wird sowie, 
immer noch zu wenig beachtet, Leo 
Kofier." (2) 

In Kofiers Vorlesung: „Theorie 
des Staates und der Gesellschaft 
der Gegenwart" war der Vorle- 
sungsraum HGC 40 fast jeden Don- 
nerstag überfüllt, und das, obwohl 
wegen der hinausgezögerten Ent- 
scheidung über seinen Lehrauftrag 
die Vorlesung nicht mehr ins Vor- 
lesungsverzeichnis aufgenommen 
werden konnte. 

Die Vorlesung, die inhaltlich an 
dieser Stelle nicht zusammengefaßt 
werden kann, zeichnet sich u. a. 
durch die didaktische Fähigkeit 
Kofiers aus, komplizierte Proble- 
me der marxistischen Theorie durch 
einfache, jedoch in verblüffender 
Weise den Kern treffende Beispiele, 
zu verdeutlichen. 

So ist es zu erklären, daß auch 
Anfänger dieser Vorlesung, die die 
Ableitung ideologischer Phänome- 
ne aus der Ökonomie eigentlich 
voraussetzt, sie jedoch immer wie- 
der prägnant zusammenfaßt, den 
Vorzug vor anderen geben und ihr 
mit Begeisterung — auch in der 
Diskussion — folgen. 

Für das nächste Semester hat die 
Fachschaft SoWi mit der Hilfe Prof. 
Jaeggi's wiederum einen Lehrauf- 
trag für Kofier erkämpfen können. 

Die Vorlesung mit Diskussion und 
begleitenden Referaten wird den 
Titel „Einführung in die soziologi- 
sche Anthropologie" haben und die 
bisher spärliche und blamable mar- 
xistische Diskussion um die anthro- 
pologische Erkenntnistheorie ein 
Stück vorantreiben; dafür ist die 
neue theoretische Ebene, die Kof- 
ier in seiner Literatur geöffnet hat, 
Garant genug. 

Interessant dürfte in diesem Zu- 
sammenhang die Erklärung des 
Aggressionsproblems auf der 
Grundlage einer marxistischen 
Anthropologie sein, die beweist, 
daß gerade diesem scheinbar ledig- 
lich psychologischen Phänomen nur 
mit der marxistischen Methodolo- 
gie sein realer politischer und so- 
ziologischer Gehalt zugewiesen 
werden kann. 

Die Vorlesung, die donnerstags 
von 10—12 Uhr in HZO 70 stattfin- 
det, wird von den Spartakisten 
wohl genauso unbeachtet bleiben, 
wie die noch laufende, denn ein 
aufrichtiger Marxist, der 1950 (!) 
unter öffentlicher Kritik aus der 
SED ausgetreten ist, hat für sie 
wohl kaum mehr Bedeutung als für 
R. O. Gropp, den philosophischen 
Lakai des früheren Ulbricht-Regi- 
mes (3) 
1) Günter Maschke, Gesellschaftlicher Fort- 
schritt und die Irrationalität der Geschichte 
— Bemerkungen zum Werk Leo Kofiers, in: 
Leo Kofier, Zur Dialektik der Kultur, Frank- 
furt 1972, S. 7, MaKol Verlag. 
2) B. Willms, Marxismus — Wissenschaft — 
Universität. Zwölf Thesen, Düsseldorf 1971, 
S. 59. 
3) Siehe seinen Artikel in der „Einheit". 5/ 
1950, „Kofier — ein ideologischer Schäd- 
ling" 

An den 

Allgemeinen Studentenausschuß 

AStA 

Universität Bochum 

463 Bochum 

Lennershofstraße 

Sehr geehrte Herren! 
Trotz meines Antrags, Herrn Jägersberg die Benzinkosten für die acht- 
malige Fahrt (acht Vorlesungen) vom Hbf. Bochum zur Universität, von 
hier nach Recklinghausen und zurück nach Bochum zu erstatten — die 
Fahrt nach Recklinghausen ergab sich aus dem Umstand, daß ich nach 
der Vorlesung wegen einer weiteren Verpflichtung dahin eilen mußte —, 
hat mir die Verwaltung nur die Reisekosten Köln-Bochum und zurück 
2. Klasse bewilligt. Ich bin nicht in der Lage, die Ausgaben von Herrn 
Jägersberg aus eigener Tasche zu begleichen, da ich ein Honorar von 
sage und schreibe DM 160,— pro Vorlesungsmonat erhalte (wovon noch 
DM 40,— für Steuern abgezogen werden). 

Als vor etwa zwei Jahren die Rede davon war, mich zu Vorlesungen 
einzuladen, wollte mich der ASIA honorieren. Dies ist infolge einer an- 
derweitigen Regelung überflüssig geworden. Ich bitte in Erwägung zu 
ziehen, ob der AStA nicht in der Lage wäre, Herrn Jägersberg einen 
Pauschalbetrag für seine Ausgaben zu bewilligen. Seine Anschrift lau- 
tet: Ulrich Jägersberg, Bochum, ökumenisches Studentenheim, Giron- 
delle 78. 

Ich bitte mich wissen zu lassen, wie Sie entschieden haben. 
Mit freudlichen Grüßen 
Ihr Kofier 

VERLAG 

Reihe: 

Gewerkschaften 

Band 1 
Kommunismus und kommunistische Gewerkschaften 
Arthur Rosenberg DM 1,50 

Band 2 
K. Korsch - S. Schwarz 
Rote Gewerkschaftsinternationale 
Marxismus und die Gewerkschaftsfrage DM 3,20 

Band 6 
Die deutschen Gewerkschaften 
Ihre Geschichte und politische Funktion 
Wolfgang Abendroth DM 4,— 

Im Vertrieb: Das Werk über „Die Rätebewegung 
in Rußland 1905—1921", Oskar Anweiler, 368 Seiten 
ist eines der wichtigsten Grundlagentexte 
für das Studium der russischen Revolution. DM 12,— 

N. Lenin - G. Sinowjew 
Gegen den Strom 
Aufsätze aus den Jahren 1914—1916 
620 Seiten Sonderpreis: statt 15,— jetzt nur DM 10,— 

Kollektiv-Verlag, 1 Berlin 44, Bollbergsire Be 67 — Bank für Handel und Industrie, 
Konto-Nr. 520218/01 (m. Höpfner) PSK der Bank Nr. 40 0000 

Magisterordnung 

der Abteilung VIE! 

Der aufmerksame BSZ-Leser wird sich vielleicht noch an den 
neulich erschienenen Artikel zur Magisterprüfungsordnung in 
der Abt. f. Sozialwissenschaft erinnern. 

BAFöG-INFO 

Fortsetzung von Bochumer Studenten Zeiung 
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LESERBRIEF 

Prof. Dr. G. Ewald 
An die 
Redaktion der Bochumer Studen- 
tenzeitung (BSZ) 
Betr.: Artikel für die nächste Num- 
mer der BSZ. 
Sehr geehrte Herren, 
Anbei übersende ich Ihnen einen 
Kommentar zu diffamierenden und 
unwahren Behauptungen gegen 
mich, die in den vergangenen Ta- 
gen in der Universitätsöffentlich- 
keit verbreitet wurden. Hiermit 
möchte ich Sie bitten, meinen Ar- 
tikel ungekürzt in der nächsten 
Nummer der BSZ abzudrucken. 

Freundlichen Gruß 
SAG-Plattheiten 

Die rege Phantasie der SAG ist 
zwar bewundernswert. Dennoch 
scheint es ratsam, einige ihrer 
Köpfe in das kalte Wasser der 
Wahrheit zu tauchen. Folgende 
Äußerungen aus SAG-Feder bedür- 
fen der Korrektur: 

1. Die „SAG-Wahlplattform" vom 
22. 6. schreibt über meine Tätigkeit 
im UP: „Besonders infam war der 
Versuch von Ewald und Marionet- 
ten, durch Änderung der Sozialbei- 
tragsordnung der verfaßten Stu- 
dentenschaft die Mittel zu entzie- 
hen." Darf ich um freundliche Auf- 
klärung bitten, wann und wo diese 
Infamität geschah? Es ist schlicht 
unwahr, daß ich derartiges ver- 
sucht habe. 

2. Im SAG-„Mathematik-Fach- 
schaftsblättchen" (MFB) steht (teil- 
weise abgeschrieben von der SAG- 
Wahlplattform) über die Studenten- 
mission in Deutschland (SMD), der 
ich in den 50er Jahren als Student 
angehörte: „So gelang es der SMD 
in allen Hochschulorten, Neubau- 
wohnungen für Studenten zu be- 
sorgen. Zur besseren Kontrolle 
wurden nur Zimmer mit Familien- 
anschluß besorgt. Finanzielle 
Schwierigkeiten schien es für die 
SMD nicht zu geben. Dies zeigt be- 
reits, daß Kräfte der Wirtschaft 
hinter dieser Organisation stehen". 
Wie hätten wir uns mit unseren 
elenden Buden über solche Neubau- 
wohnungen gefreut! Wahr ist: die 
SMD litt an chronischem Geldman- 
gel, weil sie (im Gegensatz zur 
ESG) nicht vom Kapital der Kirche 
unterstützt wurde und jede Unter- 
stützung durch staatliche Gelder 
ablehnte. Wahr ist außerdem, daß 
die SMD-Gruppe Marburg bis 1908 
vom Ordinariensenat der Universi- 
tät wegen ihrer theologisch nicht 
akzeptablen Meinungen als Hoch- 
gruppe abgelehnt wurde. 

3. Uber den „Kohlenkellerklub" 
(KKK) heißt es in der SAG-Wahl- 
plattform: „Ewald ... nutzte die 
kommunikationsfeindliche Atmo- 
sphäre der RUB und gründete in 
seinem Haus den „Kohlenkeller- 
klub". Ist dies nicht des Zynismus 
zu viel? Wollte die SAG wirklich 
sagen, ich habe mit der Einrichtung 
eines Kontaktzentrums in meinem 
Haus mir einen Nutzen schaffen 
wollen? 

4. Um das „reaktionäre Auftre- 
ten" des KKK zu beweisen, berich- 
tet das MFB: „Man nahm offen 
Kontakte mit rechtsradikalen kle- 
rikalen Organisationen auf, wie den 
Jesus People und der Gesellschaft 
zur Vereinigung des Weltchristen- 
tums". Wahr ist: die Jesus People 
sind anti-klerikal; zu ihnen beste- 
hen einige persönliche Kontakte. 
Die zweitgenannte Vereinigung 
wird im KKK abgelehnt. 

5. Aus gleicher Quelle: „In den 
letzten beiden Jahren verließen die 
liberalen Kräfte den Kohlenkeller- 
klub". Wer hätte das gedacht! Hat 
die SAG in den Büschen vor meinem 
Haus zwei Jahre lang Spitzel ver- 
steckt, die die Besucher des KKK 
abfotografierten? Hätte sie wenig- 
stens eine der Einladungen zu Dis- 
kussionen im Keller annehmen 
sollen! Sie hätte sich über die ver- 
mehrte Zahl von linken Liberalen 
und liberalen Linken wundern 
können. 

6. Dann wieder heiße Nachricht 
übers UP: „Durch bewußt provozie- 
rend gestellte reaktionäre Anträge 
versuchte Ewald nach der Wahl, die 
Stimmung unter den Universitäts- 
mitgliedern zu testen. Er boxte die 
Wahl von Martin Gralher, eines 
karrieristischen Assistenten, zum 
Vorsitzenden durch". Marxist Gral- 

her gegen den Unabhängigen Niet- 
hammer — was bin ich doch ein 
Reaktionär! Ist die SAG der Mei- 
nung, die nichtwissenschaftlichen 
Mitarbeiter im UP sind reaktionär, 
weil sie sich ebenfalls für Gralher 
einsetzten? 

7. Gipfel der Empörung (SAG- 
Wahlplattform): „Des weiteren ver- 
suchte er, die verfaßte Studenten- 
schaft zu zerschlagen." Falls es sich 
noch nicht bis zur SAG herumge- 
sprochen hat: Meine Meinung, die 
verfaßte Studentenschaft solle er- 
halten bleiben (mit ihren Rechten, 
einschl. politisches Mandat) hat sich 
bisher nicht geändert. Wo in aller 
Welt habe ich eine Schlägerei ge- 
gen die verfaßte Studentenschaft 
angefangen, G. Ewald 

Antwort auf den Ewald-Brief 
Bemerkenswert an dem Schreiben 
von Ewald ist zunächst, daß er 
einen Abdruck in der BSZ ver- 
langt, obwohl die beanstandeten 
Mitteilungen gar nicht in der BSZ 
abgedruckt waren. Weiterhin wer- 
den aus den Berichten über den 
Kohlenkellerklub nur wenige De- 
tails herausgenommen, die demen- 
tiert werden. Damit gibt Ewald zu, 
daß die übrigen Mitteilungen wahr 
sind. 

Nun zu den beanstandeten Punk- 
ten: 

1) u. 7) Ewald hatte im UP bean- 
tragt, die soziale Betreuung der 
Studenten auf eine Universitätspar- 
lamentskommission zu übertragen. 
Diese Aufgabe wird bis jetzt von 
der Studentenschaft wahrgenom- 
men. Dafür erhält sie den Sozial- 
beitrag als zweckgebundene Mittel. 
Würden diese Aufgaben auf ande- 
ren Institutionen, z. B. das UP, 
übertragen, müßten sie auch 
zwangsläufig über diese Mittel ver- 
fügen. Es gebe auch gar keine Mög- 
lichkeit die Mittel für die Aufga- 
ben der Kommission anders aufzu- 
bringen. Die Mittel des Universi- 
tätshaushalts werden für andere 
Aufgaben gewährt. 

Wenn Ewald und Marionetten 
daher versuchten, die soziale Be- 
treuung der Studenten auf das Uni- 
versitätsparlament zu übertragen, 
ist darin zugleich ein Versuch der 
Entziehung der Sozialbeiträge zu 
sehen. 

Weiterhin ist zu berücksichtigen, 
daß das Wissenschaftsministerium 
davon ausgeht, daß die soziale Be- 
treuung die einzige Aufgabe ist, die 
nach dem Hochschulgesetz der Stu- 
dentenschaft übertragen werden 
darf (Siehe Besch: Kommentar zum 
Hochschulgesetz S. 57). Würde man 
der Studentenschaft auch diese 
Aufgabe entziehen, hätte sie über- 
haupt keine Funktionen mehr. Es 
versteht sich von selbst, daß eine 
funktionslose Studentenschaft nicht 
weiter existieren könnte. Das weiß 
auch Ewald ganz genau. Daher ziel- 
te seine Politik im Universitätspar- 
lament eindeutig auf eine Zerschla- 
gung der Studentenschaft ab. 

2) Es gibt die Aussagen von ehe- 
maligen SMD-Mitgliedern, daß die 
SMD über diese Mittel verfügte 
und ihre Mitglieder dementspre- 
chend untergebracht waren. Falls 
Ewald von finanziellen Schwierig- 
keiten in den Anfangszeiten (vor 
über 15 Jahren) berichtet, so ent- 
sprechen diese Informationen nicht 
den Tatsachen der letzten Jahre. 

Es ist weiterhin bekannt, daß 
studentische Organisationen wegen 
ihrer reaktionären Haltung sogar 
von Ordinariengremien abgelehnt 
wurden (so auch die studentischen 
Korporationen an der FU Berlin). 
Dies spricht aber wohl kaum für 
diese Organisationen. 

3) Die Antwort wurde bereits im 
Artikel im Mathmatik-Fachschafts- 
blättchen gegeben und von Ewald 
hier zitiert. 

4) Ewald dementiert nicht, daß 
die Jesus People rechtsradikal sind 
und er zu ihnen Kontakt hat. Wenn 
er sie als antiklerikal bezeichnet, 
liegt das nur an einem anderen Be- 
griff des Klerikalismus. 

5) Es sind die Namen mehrerer 
Liberaler bekannt, die den Kohlen- 
keller in letzter Zeit verlassen ha- 
ben. Weiterhin ist keine liberale 
Äußerung eines Kohlenkellermit- 
gliedes aus letzter Zeit bekannt, 
stattdessen um so mehr reaktio- 
näre Handlungen, die im besagten 
Artikel ausgeführt wurden. 

6) Der Marixmus des Herrn Gral- 
her hat sich in seiner Politik an 
keiner Stelle gezeigt. Sein Karrie- 
rismus hat sich stattdessen an vie- 
len Stellen gezeigt (z. B. seine Ver- 
handlungsführung anläßlich des 
Besuches des Wissenschaftsrats). 
Nicht ohne Grund hatte Gralher bei 
seiner Wiederwahl zum UP-Vorsit- 
zenden nicht mehr das Vertrauen 
der assistentischen UP-Fraktion. 

KTRIM 

Bochum — Nordring 65 — Telefon 1 67 35 
Nicht- 
mitgl. 

Samstag 
8. 7. 72 
20 Uhr 
Samstag 
15. 7. 72 
20 Uhr 
Samstag 
22. 7. 72 
20 Uhr 
Samstag 
29. 7. 72 
20 Uhr 

RICK ABAO, New Orleans 
Folk-Blues 

JAN HUYDTS TRIO, Amsterdam 
Pop Jazz, experimenteller Jazz 

PETER BROTZMANN TRIO 
(Peter Brötzmann, Saxophon / Man Ben- 
nink, Schlagzeug / Fred v. Hove, Piano) 
BANTEN, Amsterdam 
mit Henny Vonk, vocal 

4,50 

5,- 

5,- 

5,- 

Stud. 

3,- 

3,- 
Mittwochs von 17.00 bis 19.00 Uhr KOSTENLOSE BERATUNG 
FÜR WEHRUNWILLIGE 

Täglich ab 19.00 Uhr für ledermann geöffnet. 

Zur Politisierung im Urlaub: An jedem Tag ein Kästchen mit 
Punkt ausfüllen. Eins für Mama, eins für Papa, eins für Omi... 

Wir haben gewählt 

Zweifelsohne ist das Wahlergebnis als ein Erfolg der Rechten 
und eine Schwächung der Linken zu werten. Wichtig ist jedoch, 
daß es hier in Bochum der vereinigten Rechten trotz übelster 
Hetze gegen die Linken und Wahlunterstützung durch CDU 
und die Industrie wieder nicht gelungen ist, den AStA in die 
Hand zu bekommen (wie an anderen Unis). 
Allerdings ist das Ergebnis nicht 
ganz frei von Irrationalität, als die 
Studentenschaft zwar in der Regel 
linke Fachschaften wählt, dann 
aber bereit ist, den AStA, der sei- 
ne Arbeit in den Abteilungen nur 
über die Fachschaften konkretisie- 
ren kann, mit rechten Gruppen wie 
BSU/SLH, RODS oder UFG zu be- 
setzen. 

Eine Rolle bei der Sitzverteilung 
haben verschiedene Faktoren ge- 
spielt, unter anderem: 

(a) die SAG hat sich zunehmend 
in den Fachschaften verankert (13 
statt 9 Sitzen); 

(b) der SHB/SF hat aufgrund der 
Namensaberkennung durch die 

Basisgruppenarbeit macht Spaß! 

SPD und dem — von den beleidig- 
ten ehemaligen SHB-Mitgliedern 
als „Spaltung" propagierte — Pro- 
zeß der Selbstklärung Stimmen an 
BSU/SLH verloren; Außerdem hat 
die Hetze von BSU und RCDS ge- 
gen den SHB einige Stimmenver- 
luste eingebracht. 

(c) zudem ist das Wahlergebnis zu 
verstehen als Appell an die Einheit 
der Linken. 

Die in der AStA-Koalition zur 
Zeit vertretenen Gruppen SHB/SF 
und SAG gehen davon aus: 

(1) daß es wieder einen linken 
AStA geben wird und muß (anson- 
sten wird die Zerschlagung der Ver- 
faßten Studentenschaft nicht ver- 
hindert) ; 

(2) daß die studentische Sozialpo- 
litik als Ansatzpunkt antikapitali- 
stischer Bewußtseinsbildung stär- 
ker als bisher berücksichtigt wer- 
den muß; 

(3) daß die Informationspolitik 
gegenüber der Studentenschaft ver- 
stärkt an den konkreten Abtei- 
lungsproblemen ansetzen muß; 

(4) die Verankerung von Soziali- 
sten in den Fachschaften verstärkt 
vorangetrieben werden muß. 

Insofern ist das Wahlergebnis ein 
Anstoß zur Überprüfung und Be- 
richtigung der eigenen Politik, oh- 
ne freilich in einen Opportunis- 
mus zu verfallen! 

Studentenschaft 

an der Ruhr-Universität Bochum / 

der Wahlleiter 
Ubersicht über die Wahlergebnisse zum 6. Studentenparlament der RUB 

(amtliches Endergebnis der Wahlen!) 
I. Stimmberechtigt zum 6. Studentenparlament 1972: 14 752 Studenten 

abgegebene Stimmen 5 322 Stimmen 
= Wahlbeteiligung 36,08 % 

Quotient für ein Listenmandat: 5313 Stimmen _ 13982 

II. Stimmen der Wahlgemeinschaften (und damit Reihenfolge als Wahl- 
liste für die nächsten SP-Wahien nach § 18(5) der Wahlordnung): 
1. 

2. 

3. 

4. 

5. 
6. 

7. 

9. 
10. 

Bochumer Studenten Union (BSU/ 
SLH) Sozialliberaler Hochschulverband 
Sozialistische Abteilungs-Gruppen 
(SAG) 
Sozialdemokratischer Hochschul- 
bund / Sozialistische Fraktion 
Ring Christlich-Demokratischer 
Studenten (RCDS) 
MSB Spartakus 
Unabhängige Fachschaften- und 
Wählergemeinschaft (UFG) 
Action Liberale Studenten — 
Liberaler Hochschulverband (ALS-LHV) 
Kommunistischer Studentenverband 
(KSV) 
883 Revolutionäre Aktion 
Junge Garde 

1 562 Stimmen 29,40 °/o 

1 074 Stimmen 20,22 % 

858 Stimmen 16,15 */o 

680 Stimmen 12,80 °/o 

478 Stimmen 
223 Stimmen 

191 Stimmen 

129 Stimmen 

56 Stimmen 
26 Stimmen 

9,00 °/o 
4,20 °/o 

3,60 '/. 

2,43 •/» 

1,05 
0,49 % 

III. Gewählte Direktkandidaten in den Abteilungen: 
I: Bodo Gudjons (unabh), II: Karlheinz Keukens (BSU) oder Gerhard 
Ucka (RCDS) = Stichwahl, da beide gleiche Stimmenzahl (oder Ver- 
zicht eines Kandidaten), III: Holger Rick (unabh.), IV: Christoph Peters 
(SAG), V: Manfred Budzinski (SAG), VI: Horst Weyler (BSU), VII: Gün- 
ter Koretz (BSU), VIII: Alex v. Schwerin (SAG), IX.: Willi Gründer 
(BSU), X: Henner Stengel (SHB), XI: Bernd Bekemeier (SAG), XII: 
Detlef Hommel (BSU), XIII: Klaus-D. Lühe (SAG), XIV: Joachim Ber- 
ger (BSU), XV: Rol. v. Huene (UFG), Rita Wienand! (UFG), XVII: Joa- 
chim Lilie (BSU), XVIII: Dorothäe Wormland (SHB), XIX: Wolfgang 
Leidhold (unabh.). 

IV. Mandate: 
1. BSU/SLH 
2. SAG 
3. SHB/SF 
4. RCDS 

6 Direkt + 
5 Direkt + 
2 Direkt + 
0 Direkt + 

5. MSB Spartakus 0 Direkt + 
6. UFG 2 Direkt + 
7. ALS-LHV 0 Direkt + 
8. KSV 0 Direkt + 
— Unabhängige 3 Direkt 
— Keukens od. Ucka 1 Direkt 

gez. Jörg Reimann, Wahlleiter 

11 Liste 
7 Liste + 
6 Liste 
4 Liste 4- 
3 Liste + 
1 Liste + 
1 Liste 
0 Liste + 

1 Überhang = 

1 Überhang = 
1 Überhang = 
1 Überhang = 

1 Überhang = 

17 Mandate 
13 Mandate 

8 Mandate 
Mandate 
Mandate 
Mandate 
Mandat 
Mandat 
Mandate 
Mandat 

57 Mandate 

Die Chronik 

21. Juni: Mitglieder der Projekt- 
gruppe Brelohstraße, die die Be- 
wohner des Bochumer Elendsvier- 
tels aktiv unterstützen ohne aller- 
dings nur unpolitische Caritas-Ar- 
beit zu leisten, werden festgenom- 
men. Der fadenscheinige Grund, 
den die Stadt Bochum in ihrer 
Strafanzeige anführt: Unzucht mit 
Kindern. 

* 
21. Juni: Längst Praktiziertes wird 
Gesetz: Kriegsdienstverweigerer 
können bei Bundesbahn und Bun- 
despost eingesetzt werden (z. B. als 
Streikbrecher, da sie selbst nicht 
streiken dürfen). 

26. Juni: Die SHB-Revisionisten 
(Mehrheitsfraktion) schließt drei 
SHB/SF-Gruppen aus, die Frank- 
furter Gruppe z. B. deshalb, weil 
sie die „Rote Hilfe" unterstützt. 

# 
27. Juni: In NRW stehen jetzt 700 
Polizeibeamte als „Gewehrpräzi- 
sionsschützen" sozusagen Gewehr 
bei Fuß. Zu den vorhandenen 90 
Gewehren mit Zielfernrohr will 
das Land weitere 600 noch in die- 
sem Jahr anschaffen. Halali! 

# 
28. Juni: Die Aussagen der Polizei- 
beamten, die bei der Erschießung 

:LJL 

Endlich 

15000 neue 

Polizisten! 

tat RfljtWtlwIilHtof1 

»WWW : 

Wenn „Bild" sich freut — dann muß uns grausen 

21. Juni: Die Konferenz der Innen- 
minister verabschiedet ein Papier, 
nach dem die Zahl der bundesdeut- 
schen Polizisten um 15 000 erhöht 
werden soll. Die Beschlüsse sehen 
vor, daß künftig in der BRD auf 
400 Bürger ein Polizeibeamter ent- 
fällt. Weiter wird beschlossen, daß 
der Bundesgrenzschutz noch mehr 
als bisher als „Eingreifreserve" 
ausgerüstet werden soll — alles für 
den inneren Notstand. Das Konzept 
wird von allen im Bundestag ver- 
tretenen Parteien getragen, seine 
stärksten Befürworter gehören der 
„sozialliberalen" Koalition an 
(Genscher, Ruhnau). 

Das Papier fordert weiter den 
großzügigen Gebrauch der poli- 
zeilichen Telefonüberwachung und 
sieht bei der Polizeibewaffnung ne- 
ben Pistolen und MP auch Hand- 
granaten und Maschinengewehre 

22. Juni: „Nahezu einstimmig" ver- 
abschiedet der Bundestag vier Ge- 
setze und drei Grundgesetzände- 
rungen, die unter anderem zur 
Folge haben: 
Q eine erhebliche Ausweitung der 
Kompetenzen des Verfassungs- 
schutzes, vor allem bei der „Überwa- 
chung" von Ausländern 
@ ein verschärftes Haftrecht, das 
das Einbehalten von Tätern aller 
Art in U-Haft sehr erleichtert 
# den faktischen Ausbau des Bun- 
desgrenzschutzes als Bundespolizei 
# und die Zentralisierung der Po- 
lizeiarbeit, z. B. zum Schutz der 
fdGo (freiheitl.-demokr. Grund- 
ordnung), also bei Polit-Delikten. 

* 
24. Juni: Gegen mehrere Rechtsan- 
wälte, deren Klienten häufig poli- 
tischer Delikte angeklagt sind, wer- 
den von der Bundesanwaltschaft 
Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Verfahren laufen auch gegen 
mindestens 30 sogenannte BM- 
Sympathisanten. 

25. Juni: Der 34jährige Schotte 
Mc'Leod hört in seiner Stuttgarter 
Wohnung Geräusche, öffnet — un- 
bekleidet .— die Schlafzimmertür 
und sieht sich einem Zivilisten mit 
Maschinenpistole gegenüber. Er 
springt erschrocken ins Schlafzim- 
mer zurück, der Zivilbulle (und es 
handelt sich um einen solchen) er- 
schießt den nackten Mann durch die 
geschlossene Tür; nach Angaben 
der Staatsanwaltschaft, die erst mal 
Nachrichtensperre verhängt, weil er 
sich bedroht sah. 

Petra Schelms beteiligt waren, sind 
falsch. Sie behaupten, am Mün- 
dungsfeuer erkannt zu haben, daß 
Petra Schelm auf sie schoß. Nach 
Angabe von Sachverständigen ist 
das Mündungsfeuer aber nur bei 
völliger Dunkelheit zu erkennen. 

* 
28. Juni: Überraschend erfahren die 
Mitarbeiter zweier Berliner SPD- 
Zeitungen, daß die Zeitungen (Auf- 
lage zusammen: über 110 000) am 
30. 6. eingestellt werden sollen. Der 
Springer-Anteil an Berlins Tages- 
zeitungen wird auf a. 85 Prozent 
gesteigert werden. 

28. Juni: Innenminister Genscher 
rügt den bayrischen Rundfunk, weil 
in einer Sendung für Gastarbeiter 
u. a. eine Veranstaltung spanischer 
Kommunisten erwähnt wurde. Gen- 
scher bittet um Unterlassung sol- 
cher Berichterstattung. 

29. Juni: Der DGB erklärt sein „Ja" 
zur konzertierten Aktion. 

# 
29. Juni: Die Staatsanwaltschaft in 
Kiel erwägt, gegen die gegen den 
schleswig-holsteinischen Hoch- 
schul-Gesetzentwurf streikenden 
Studenten wegen Landfriedens- 
bruch zu ermitteln. 

# 
30. Juni: Für die zum Flick-Bereich 
gehörende „Krauss-Maffei AG" 
verlief das Geschäftsjahr 1971 vor 
allem deshalb besonders erfolg- 
reich, weil sie Panzer für die Bun- 
deswehr baut. Tja, Flick baut für 
Hitler, für CDU-Kanzler, für SPD- 
Kanzler, Flick baut Panzer und 
verdient. 

30. Juni: Nachdem dem Rechtsan- 
walt Schily unter fadenscheinigen 
Begründungen die Verteidigung 
Gudrun Ensslins entzogen wurde, 
verhindert die Berliner Staatsan- 
waltschaft nun, daß er sein Mandat 
für Katharina Hammerschmidt, die 
sich am gleichen Tag gestellt hat, 
ausüben darf. 
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